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Mario Stäuble
und Nina Faraghi

Herr Pfister, kennen Sie
denTitel, den Ihnen der
«Nebelspalter» verliehen hat?
Ja – ich lese alle Medien.

Er lautet
«ImperatorHelvetiorum».
Die Schweiz kennt keinenKaiser.
Und der einzige König, den wir
zulassen, ist derSchwingerkönig.

DerTitel zielt darauf ab, dass
Sie als Chef einer erstarkten
Mitte nach denWahlen viel
Macht auf sich vereinen.Was
haben Sie damit konkret vor?
Wir müssen mehr vorausgehen.
Wir müssen mehr eigene Ideen
entwickeln und dafür Mehrhei-
ten schaffen. Wir dürfen nicht
mehr darauf warten, dass links
und rechts mit Ideen kommen.
Die Rolle des Züngleins an der
Waage ist letztlich eine passive.

Sie sprechen von
einem «dritten Pol» in
der Schweizer Politik.
Ich glaube,dass inEuropadie Zeit
der klassischen Zweiparteien-
systeme zuEnde geht.Aus derBi-
polarität wird eine Tripolarität.
Die FDPhat entschieden, sich der
SVP anzunähern, dem rechten
Pol. ZwischenGrünenundderSP
gibt es keinenUnterschiedmehr:
der linke Pol.Dadurch entsteht in
der Mitte ein eigener Raum.

Wie soll sich dieser Pol in der
nationalen Regierung bilden?
Da sitzt heute nur eine Person:
Mitte-Verteidigungsministerin
Viola Amherd.
Die rechte Mehrheit im Bundes-
rat ist nicht mehr durch die
Mehrheitsverhältnisse im Parla-
ment und im Volk legitimiert.

Siemeinen die beiden SVP-
und die beiden FDP-Vertreter.
Fordern Sie einen zweiten
Mitte-Sitz?
Wir sagen: Wahlen müssen Fol-
genhaben.AberamtierendeBun-
desräte, diewieder antreten, soll-
te man bestätigen. Sechs Amtie-
rende treten wieder an, und der
Anspruch der SP auf die Berset-
Nachfolge ist gegeben.Es hat der
Schweiz nicht gutgetan, als 2003
Frau Metzler abgewählt wurde.

Siemeinen RuthMetzler,
die erste Bundesrätin
der damaligen CVP.
Es hat der Schweiz auch nicht
gutgetan, als 2007ChristophBlo-
cher als Bundesrat abgewählt
wurde. Ich gebe zu,wirhabenhier
die Quadratur des Kreises: Wir
sagen,dassWahlen Folgenhaben
müssen. Aber mittelfristig, nicht
unmittelbar.

Christoph Blocherwurde 2003
statt RuthMetzler in den
Bundesrat gewählt. Die SVPhat
den zweiten Sitz danachmit
Druck eingefordert …
…mitUnterstützungderFDP.Das
war damals meine erste Session.
Ich habe das nicht vergessen.

Ein politisches Trauma
von Ihnen?
Das war eine schwierige Situa-
tion. Die Zeit zwischen jenem
Wahlsonntag und der Bundes-
ratswahl an jenem 10. Dezem-

ber … (bricht ab, überlegt) Ich
habe gesternAbendnochmals die
alten «Tagesschau»-Berichtevon
Ruth Metzlers Abwahl geschaut.
Das war eine unglaubliche Zer-
reissprobe für unsere Partei. Der
Druck war enorm. Das führte zu
einer Lagerbildung in der Frakti-
on. Das hinterlässt Spuren.

Herr Pfister,warum schauen
Sie 20 Jahre alte Aufnahmen
der «Tagesschau»?
Zu Beginn der Legislatur stehen
wiederwichtigeDiskussionen an,
ähnliche wie vor 20 Jahren. Und
daraufmuss ichmichmental vor-
bereiten. Ichwolltemirdas darum
einfach noch einmal vergegen-
wärtigen. Wie verlief der Wahl-
sonntag? Wer sagte wann was?
Die FDPunterstützte damals den
Anspruch der SVP auf den zwei-
ten Sitz bereits amWahlsonntag.

Die Grünenwurden vorvier
Jahren ausgelacht, als sie ihr
politischesMomentumnicht
nutzten, einen Bundesratssitz
einzufordern. Jetzt liegt
dasMomentum bei derMitte.
Ich gebe zu: Auch ich habe den
Grünen vorgeworfen, dass sie
strategische Fehler gemacht ha-
ben. Aber wir sind an einem an-

derenPunkt.Wirkönnennicht al-
len Ernstes einen amtierenden
Bundesrat attackieren,wenn der
Abstand zwischen der FDP und
uns0,2 ProzentWähleranteil und
einpaar«Sitzli» beträgt.Vielleicht
habe ich auch deshalb die alten
«Tagesschau»-Ausgaben noch-
mals angeschaut: Die taktischen
Spielchen, die zur Abwahl von
Mitgliedern des Bundesrats füh-
ren, habe ich schon damals nicht
richtig gefunden.

Und heute?
Für meine Partei schliesse ich
das aus. Ich finde das respektlos
gegenüber den Institutionen.

Dieser «Respekt vor den
Institutionen» –wasmeinen
Sie damit?
Ich bin persönlich der Meinung,
dass wir die Sache 2003 anders

hätten lösen müssen.Wir haben
damals in derFraktion diskutiert,
ob nicht einer unserer beiden
Bundesräte hätte freiwillig zu-
rücktretenmüssen.DerAnspruch
der SVP auf den zweiten Sitzwar
klar. Nur weil von uns niemand
zurückgetreten ist,hat die SVPdie
Taktik des Angriffs gewählt.

Stimmt es, dass Sie damals
Herrn Blochers Namen auf den
Wahlzettel geschrieben haben?
Ich habe Ruth Metzler unter-
stützt,weil ich derMeinungwar,
dass,wenn jemand hätte zurück-
treten sollen, es JosephDeiss hät-
te sein müssen.

Sie kritisieren FDP-
Aussenminister Ignazio Cassis
seit Jahren scharf.Wäre es nicht
ehrlicher, seinen Rücktritt zu
fordern und für Ihre Partei eine
zweiteVertretung zuverlangen?
Ich habe ihn nicht als Person an-
gegriffen, sondern weil er Aus-
senminister ist. Herr Cassis ist
Bundesrat in einer Zeit, in der
die Schweiz aussenpolitisch viel
mehr gefordert ist als früher. Bei
manchen Fragen stehe ich poli-
tischweitwegvon ihm.ZumBei-
spiel bei der Art und Weise, wie
sich die Schweiz nach dem Aus-
bruch des Kriegs in der Ukraine
nicht positioniert hat. Aber sol-
che inhaltlichen Differenzenmit
der Abwahl eines Bundesrats zu
verbinden, halte ich für falsch.

Sie können jetzt klarstellen:
Wenn Cassis zurücktritt,wollen
wir seinen Sitz.
So einfach ist es nicht. In derBun-
desversammlung entscheiden
immer andere Parteien, welche
Partei den Sitz bekommt. Da
können Sie noch lange mit dem
Wunschzettel kommen.Wirwer-
den schauen, wie die Lage ist,
wenn es so weit ist.

Bleibenwir beim Szenario,
dass es am 13. Dezember «nur»
um die Nachfolge vonAlain
Berset geht.Welche Kriterien
muss eine SP-Kandidatin,
ein SP-Kandidat erfüllen?
Bei der Wahl zum Bundeskanz-
ler fragt man in der Schweiz im-
mer: Wer kanns? Und bei Bun-
desräten fragt man bloss: Wer
will? Die Frage der Eignung
spielt eine viel kleinere Rolle als
beim Bundeskanzler, wo es ein
genau definiertes Jobprofil gibt.
Das finde ich bemerkenswert.

Ist es falsch?
Seit der Abwahl von Christoph
Blocher sagen die Parteien: Das
Ticket, also die Nomination der
Partei, ist sakrosankt. Alle sind
von der Angst geprägt, dass ihre
Nomination eines Tages nicht
akzeptiert werden könnte. Kann
manmachen.Aber dannmüssen
die Parteien die Frage der Eig-

nungvorab stärkerundvertiefter
abklären, als es heute passiert.

Würden Sie jemandenwählen,
der nicht auf demTicket steht?
Es gab hervorragende Bundes-
räte, die gegen den Willen ihrer
Fraktion gewählt worden sind,
und es hat der Schweiz nicht ge-
schadet. Aber bevor Sie jetzt mit
der Schlagzeile kommen,dieMit-
te kokettiere mit wilden Kandi-
daturen, sage ich Ihnen: Ich
schliesse das aus.

Aha.
Wirklich. Sonst habe ich zu Recht
gleich einen Anruf von Mattea
Meyer oder Cédric Wermuth.

Aber jetzt haben Sie eben
auf die Qualitäten vonwilden
Kandidaten hingewiesen.
Ja, die heutigen Regeln können
verhindern, dass markante Per-
sönlichkeiten in den Bundesrat
gewählt werden. Ich weiss nicht
im Detail, ob Daniel Jositsch ge-
eignet ist oder nicht. Es heisst,
Herr Jositsch habe in der SP kei-
ne Chance,weil er in seiner Frak-
tion vor einem Jahr einen Fehler
gemacht hat. Da muss man sich
fragen:Wendet die Fraktionwirk-
lich die richtigen Kriterien an?

Werden Sie Daniel Jositsch auf
den Zettel schreiben,wenn er
nicht auf dem SP-Ticket ist und
Sie die Kandidierenden nicht
überzeugen?
Nein. Die Qualität der Kandidie-
renden ist in diesem System an
die Fraktionen delegiert. Sie
müssen ihreVerantwortung stär-
ker wahrnehmen als bisher.

Wasmuss denn eine
Bundesrätin, ein Bundesrat
können?
Sie müssen zwei Dinge können.
Erstens müssen Sie führen kön-
nen. Und zweitens – paradoxer-
weise – müssen Sie sich in ein
Kollegium einordnen können.

Wervon den sechswieder
antretenden Bundesrätinnen
und Bundesräten kann das?
Ich laufe nie in die Falle, jeman-
den persönlich zu kritisieren.

Verträgt es im Bundesrat noch
eine Bernerin, einen Berner?
Wenn sie oder er gut ist: ja.

Eine Romande, einen Romand?
Wenn sie oder er gut ist: ja. Ich
erwarte von einemRomand, dass
er Deutsch kann und umge-
kehrt – Englisch hilft auch, aber
das ist eine Generationenfrage.
Mir sind fünf fähige Romands
lieber als viermediokre Deutsch-
schweizer. Und nach mehr als
150 Jahren Männerdominanz
würde eine Frauenmehrheit das
Abendland nicht untergehen las-
sen. Im Gegenteil.

Was tun Sie,wenn
bei der Bundesratswahl
Parlamentarier Ihren Namen
auf dieWahlzettel schreiben?
Treten Sie ans Podium
und erklären IhrenVerzicht?
Ich gehe nicht davon aus, dass
diese Situation eintrifft.Undman
kann sich darauf verlassen, dass
ichWort halte.Wenn es dann ir-
gendjemand noch nicht glaubt
und es explizit hören muss, fin-
denwir eine Lösung.

«Die taktischen Spielchen sind falsch»
Gerhard Pfister zum Bundesrat Für den Mitte-Chef wäre eine temporäre Mehrheit vonWestschweizern kein Problem.
Bei der Berset-Nachfolge will er keine Sprengkandidaten – auch nicht sich selbst. Das hat mit einem alten Trauma zu tun.

Will niemanden persönlich kritisieren: Mitte-Präsident Gerhard Pfister in Bern. Foto: Nicole Philipp

«Die Fraktionen
müssen ihre
Verantwortung
stärker
wahrnehmen
als bisher.»

Mitte-Chef und Wahlsieger

Gerhard Pfister, 61-jährig, Lehrer,
präsidiert seit 2016 die Mitte.
Der Nationalrat aus Zug leitete die
Transformation der früheren CVP
zur «Mitte». Die Neupositionierung
ist erfolgreich, wie die aktuellen
Wahlen gezeigt haben: Die Mitte
hat im National- und im Ständerat
je einen Sitz gewonnen. (ms/nif)
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Midelio ist zwei Jahre alt, als
seine Eltern spüren: Er ist an-
ders.Midelio kann sich nicht gut
ausdrücken.Aufmanche Fragen
reagiert er, auf andere gar nicht.
«Er lebt in seiner eigenen Welt,
und manchmal ist es sehr
schwierig, da reinzusehen», sagt
Vater Ismail D.EineDiagnosevon
Fachspezialisten bringt Gewiss-
heit: Midelio hat frühkindlichen
Autismus.

Weil Ismail D. für eine norma-
le, integrierte Zukunft seines
Sohnes kämpft, möchte er nicht
mit vollständigem Namen auf-
treten. Midelio heisst in Wirk-
lichkeit anders.

Als erdas Kindergartenalter er-
reicht, erstellt der schulpsycholo-
gische Dienst einen Bericht, den
dieFamilieüberJahrebeschäftigen
wird.Mideliowirdwegen des Be-
richts einer Sonderschule fürKin-
dermit geistigerBehinderung zu-
gewiesen – gegen denWillen der
Eltern.

Seit zweieinhalb Jahren weh-
ren sie sich juristisch. Zuletzt vor
dem Bundesgericht. Doch sie
blitzten stets ab.

Damit sind sie nicht allein.
Immerwiederwehren sichEltern
dagegen, dass ihre Kinder mit
Behinderung in eine Sonderschu-
le müssen. Meist erfolglos. Gera-
de im September wies das Bun-
desgericht eine Beschwerde ab –
das Kind mit Trisomie 21 wurde
gegendenWillen derEltern in die
Sonderschule eingewiesen.

Es ist ein gewaltiges Span-
nungsfeld: Zwar gilt in der
Schweiz seit 2011 der Grundsatz
«Integration vor Separation» in
der Bildung. Gleichzeitig hadern
Lehrpersonen ohnehin mit den
vielen Ansprüchen.

Mittendrin sind Väter wie Is-
mail D. Er zieht jetzt als Erster in
der Schweiz vor einenAusschuss
der UNO. Midelios Fall soll ex-
emplarisch werden.

Die Sorge, dass der Sohn
ein Sonderfall bleibt
«Ich bringe meinen Sohn jeden
Morgen in eine Schule, in die
ich nicht möchte», sagt D. «Weil
ich überzeugt bin, dass er dort
nicht angemessen gefördert
werden kann.»

Midelio ist heute acht Jahre alt
und das mittlere von drei Kin-
dern. SeinVaterversucht gerade,
Midelio imWohnzimmer seines
Hauses im Luzerner Hinterland
einen Pullover anzuziehen. Er
wehrt sich, rennt immer wieder
davon, schaut misstrauisch die
Journalistin an. Er hat Mühe mit
sozialer Interaktion, spricht un-
verständlich – es sind typische
autistische Verhaltensweisen.

Die Schulpsychologin vermu-
tete damals, er habe eine starke
Intelligenzminderung. Sie räum-
te aber gleichzeitig ein, dass sie
nicht beurteilen könne, in-
wiefern sein Autismus Midelio
daran hindere, seine kognitiven
Fähigkeiten zu zeigen. Kurzum:
Der Intelligenztest konnte nicht
richtig durchgeführt werden.

Midelio besucht heute eine
heilpädagogische Schule in einer
grösseren Ortschaft im Kanton,
eine Sonderschule für Kinder
und Jugendliche mit geistiger
Behinderung. In seiner Klasse
habe es praktisch nur Kinder im

Autismusspektrum, sagt D. «Sie
können kaummiteinander reden
oder spielen.Gspäändli sein? Das
gibt es dort nicht.»

Die Eltern befürchten, dass ihr
Sohn langfristig ein Sonderfall
bleibt. Dass erMühe habenwird,
sich in der Gesellschaft zurecht-
zufinden. «Ich bin überzeugt,
dass er stark von den anderen
Kindern in derRegelschule lernen
und profitieren könnte», so der
Vater.

Das zeigen auch diverse Stu-
dien: Inklusive Bildung führt
bei Kindern mit Behinderung
zu besseren Lernerfolgen und
steigert ihre Ausbildungs- und
Berufschancen.

Lehrpersonen und
Kantone unter Druck
Auf der anderen Seite ist es für
Lehrpersonen sehr anspruchs-
voll, wenn sie Kinder mit Autis-
mus oder Trisomie 21 neben
allen anderen betreuenmüssen.
In mehreren Kantonen wurden
gar Forderungen laut, wieder
Kleinklassen einzuführen.

Die oberste Lehrerin der
Schweiz, Dagmar Rösler, sagte
jüngst in der NZZ, dass die
meisten Lehrpersonen nicht zum
alten System zurückkehrenwol-
len.Vielmehr zeige die Diskussi-
on, dass LehrpersonenMühe be-
kundeten, die hohen, unzähligen
und vielfältigen Anforderungen
«jederzeit undvollumfänglich zu
erfüllen». Rösler findet, es brau-
che zwei Lehrpersonen pro Klas-
senzimmer.

Rechtlich ist die Lage so:
Das Behindertengleichstellungs-

gesetz verpflichtet die Kantone,
dass sie – soweitwiemöglichund
demKindeswohl entsprechend–
die Integration in die Regelschule
fördern. Zudem haben Kantone
wie Luzern in einem inter-
kantonalen Konkordat einge-
willigt, integrative Lösungen den
separierenden vorzuziehen.

Die Kantone sind es auch, die
entscheiden, ob ein Kind an eine
separative Sonderschule muss.

«Inklusive Bildung ist ein
Menschenrecht», sagt Bruno
Achermann. Er ist ehemaliger
Dozent derPädagogischenHoch-
schule Luzern und hat eineWei-
terbildung für integrative Förde-
rung konzipiert und geleitet. Er
kennt Midelios Familie privat
und unterstützt sie. «Jedes Kind
hat ein Anrecht darauf, in eine
Regelschule zu gehen und eine
individuell hochwertige Unter-
stützung zu erhalten.»

Auch der Bund hat sich zu
einem inklusiven Bildungssys-

tem «auf allen Ebenen» ver-
pflichtet. Nämlich mit der Be-
hindertenrechtskonvention der
UNO, die die Schweiz unter-
zeichnet hat. Sie verlangt auch,
dassMenschenmit Behinderung
mit anderen aus ihrem Umfeld
zur Schule gehen können.

Unterstützt von Inclusion
Handicap, derDachorganisation
der Behindertenverbände, foch-
ten sieMidelios Sonderschulung
im Frühling 2021 beim kanto-
nalen Bildungsdepartement an.
Dann beim Kantonsgericht. Und
zuletzt beim Bundesgericht. Sie
blitzten stets ab.

Das Bundesgericht begründete
sein Urteil, dass «praxisgemäss
kein absoluter Anspruch auf
Integration in die Regelschule»
bestehe. Können die erforder-
lichen Sondermassnahmen in
einer Regelschule nicht um-
gesetzt werden, sei es gerecht-
fertigt, ein Kind in die Sonder-
schule einzuweisen.

Nur: Bei Midelio wurde nie
abgeklärt, welche Massnahmen
er denn bräuchte. «Der Fall ist
aus unserer Sicht besonders
stossend», sagt Nuria Frei. Sie
ist Rechtsanwältin bei Inclusion
Handicap. Die Organisation un-
terstützt Midelios Familie, um
damit einen Präzedenzfall zu
schaffen.

«DieAbklärungsverfahrenori-
entieren sich immer noch stark
am sogenannten medizinischen
Modell: Statt auf den Fähigkeiten
des Kindes aufzubauen, konzen-
triert man sich darauf, was das
Kind nicht kann», sagt Frei. Bei
Midelios Abklärung war keine

Fachperson für Autismus invol-
viert. «Auchdie tatsächlich benö-
tigte Unterstützung in derRegel-
schule wurde nie abgeklärt, son-
dern es wurde von Anfang an
einfach pauschal behauptet, die
Sonderschule entspreche dem
Kindeswohl besser.» Midelio
wurde in der Folge direkt in die
Sonderschule geschickt.

UNO kritisiert «hohe Anzahl
Kinder» in Sonderschulen
Die Schweiz kassierte bereits
Rüffel von der UNO wegen der
Umsetzung der Behinderten-
rechtskonvention.DerUNO-Aus-
schuss kritisierte in einem Be-
richt im Frühling 2022 die «hohe
Anzahl Kinder», die in separati-
ve Sonderschulen geschicktwür-
den. Es würden zu wenig Res-
sourcen in Regelschulen einge-
setzt, um die integrative Bildung
zu gewährleisten. Es habe etwa
zuwenig Lehrpersonenmit spe-
ziellen Qualifikationen.

Auch die Zahlen sprechen für
sich: Seit 2017 gingen stets rund
1,8 Prozent aller Schülerinnen
und Schüler der obligatorischen
Schule an eine Sonderschule. Es
wurden also nicht mehr Kinder
integriert, im Gegenteil: Im letz-
ten Schuljahr stieg der Anteil an
Sonderschulen leicht.

Warum geht es mit der Integ-
ration also nicht schnellervoran?

Bei der Konferenz der kanto-
nalen Erziehungsdirektorinnen
und -direktoren (EDK) heisst es,
die Kantone seienverantwortlich
dafür. Zur Rüge des UNO-Aus-
schusses sagt die EDK, dass der
Einbezug von Menschen mit

Behinderungen zentral sei. Wie
schnell die integrative Bildung
vorankomme, hänge aber auch
von den Möglichkeiten der Bil-
dungsverantwortlichen und
Lehrpersonen ab.Manmüsse für
alle Betroffenen «das richtige
und zumutbare Tempo» finden.

Midelios Fall geht nunweiter
zum Ausschuss der UNO-Kin-
derrechtskonvention. Inclusion
Handicap will das Bundes-
gerichtsurteil vom Ausschuss
prüfen lassen. «Wir wünschen
uns, dass der Entscheid die
Schweizer Gerichte dazu bewegt,
die Rechte von Menschen mit
Behinderungen, sowie sie in der
UNO-Behindertenrechtskonven-
tion und derUNO-Kinderrechts-
konvention verankert sind, erns-
ter zu nehmen als bisher», sagt
Nuria Frei.

Zurück im Luzerner Hinter-
land, streicht Ismail D. seinem
Sohn über den Kopf. Midelio
spüre,wie sehr die Sache seinen
Vater beschäftige. «Er hat die
Fähigkeit, jemanden anzuschau-
en und sofort zu merken, wie es
ihm geht.»

Natürlich hätten die Eltern
Respekt davor, dass ihr Sohn in
der Regelschule den anderen
Kindern hinterherhinkenwürde.
«Ich habe nicht die Erwartung,
dass er dahingeht und Mathe
oder Deutsch lernt wie alle an-
deren. Aber ich wünsche mir,
dass er – und alle anderen Kin-
dermit Behinderung –mit ihnen
leben undwachsen kann.» Und –
das ist dem Vater sehr wichtig –
«dass Midelio späterweiss, dass
ich für ihn gekämpft habe».

Sein Fall soll Schulemachen
Integrative Bildung Immer wieder wehren sich Eltern bis vor Bundesgericht dagegen, dass ihr Kind in eine Sonderschule muss.
Nun kämpft ein Vater sogar bei der UNO dafür, dass sein autistischer Sohn angemessen gefördert wird.

Ismail D. (rechts) nimmt Sohn Midelio (Name geändert) an die Hand. Der Vater kämpft für die Integration seines autistischen Sohnes. Foto: Jonathan Labusch

«Die tatsächlich
benötigte
Unterstützung in
der Regelschule
wurde nie
abgeklärt.»
Nuria Frei
Rechtsanwältin,
Inclusion Handicap


